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Akima Hamandia* 

Ausgestaltung der Arbeitszeit im Wandel:  
Ein deutsch-französischer Vergleich** 

 
Der Beitrag analysiert, wie beide Systeme der Arbeitsbeziehungen auf die Dere-

gulierung bzw. die Flexibilisierung der Arbeitszeit reagieren. Dabei wird von der 
These ausgegangen, daß die Regulierung der Arbeitszeit in beiden Ländern eine 
funktionale Konvergenz aufweist, auch wenn diese entlang historisch national-
spezifischer Pfade (institutionelle Gegebenheiten und sozio-politische Vorstellungen) 
verläuft. Im folgenden werden zunächst die unterschiedlichen institutionellen Rah-
menbedingungen, die der Arbeitszeitpolitik zugrunde liegen, geschildert.  
Desweiteren werden die Veränderungen, mit denen beide Länder im Bereich der  
Arbeitszeitpolitik konfrontiert wurden, erläutert. Dann wird versucht, die daraus ent-
stehenden Herausforderungen für beide Systeme industrieller Beziehungen herauszu-
arbeiten. Anschließend soll die Arbeitszeitregulierung im Spannungsverhältnis zwi-
schen Konvergenz und Divergenz diskutiert werden. 

 

The regulation of working time in change: a German-French comparison 
The study focuses on the way different systems of labour relations in both count-

ries react to deregulation and flexibilization of working time. This analysis shows 
there is a functional convergence in the regulation of working time, even though it 
occurs along historical and  nationally specific paths. First,  it analyses the instituti-
onal dynamic of working time in Germany and France. Secondly, it seeks to explain 
the changes in working time policy. Then it analyses the resulting challenges for both 
systems of industrial relations. Finally, it discusses which path in both countries is 
more likely to be taken - and whether they will lead to convergence or divergence in 
the politics of working time. 

 
____________________________________________________________________ 
* Die Verfasserin, Jg. 1970, ist Diplom Kauffrau und gegenwärtig wissenschaftlicher Gast am 

Wissenschaftszentrum Berlin, Abt. Wirtschaftswandel und Beschäftigung, Reichpietschufer 
50, D-10785 Berlin bei David Soskice.  

** Der vorliegende Aufsatz ist die überarbeitete Fassung eines Vortrags, der am Workshop des 
European Consortiums for Social Research (ECSR) am 13. September 1997 in Budapest ge-
halten wurde. Er ist ein erstes Resultat aus einem von der Hans-Böckler-Stiftung geförderten 
Dissertationsvorhaben, das deutsch-französische transnationale Unternehmen der Elektroin-
dustrie, des Flugzeubaus und des Einzelhandels zum Gegenstand hat. 

 Für kritische Durchsicht und vielfältige Anregungen bedanke ich mich bei Dr. Peter Jansen 
und Robert Geier. 

 Artikel eingegangen: 5.8.1998, revidierte Fassung akzeptiert: 23.2.1999. 
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1.  Forschungsansätze im Überblick 

Zahlreiche Wissenschaftler haben in letzter Zeit versucht, die gegenwärtigen 
entwickelten Wirtschaftsgesellschaften durch Modelle zu beschreiben, in denen dem 
Gefüge von Institutionen ein besonderer Stellenwert zukommt. Gemeinsam stellt sich 
dabei die Frage, wie in diesen Ökonomien die “Produktionssysteme” organisiert wer-
den (vgl. hierzu Soskice 1998, Boyer 1996 und Streeck 1996). Zwei wesentliche Mo-
delle lassen sich unterscheiden. Das eine ist das Business-Coordinated Market Eco-
nomies Model (CMEs), das “rheinische Modell”, das in den nordeuropäischen Län-
dern zu finden ist. Das zweite wichtige Modell, das Modell der Uncoordinated or Li-
beral Market Economies (LMEs) ist in erster Linie für die angelsächsischen Länder 
entwickelt worden. 

Das CME-Modell wird in der Literatur durch folgende Züge charakterisiert (vgl. 
Boyer 1996: 121, Soskice 1998: 3ff., Streeck 1996): 
 Bei der Interaktion der Unternehmen untereinander spielt die staatliche Einfluss-

nahme eine bedeutende Rolle (non-market coordination). Die Rolle des Staates be-
steht darin, daß er zusammen mit den Unternehmen die institutionellen Rahmenbe-
dingungen für das wirtschaftspolitische Handeln festlegt; weitere Merkmale sind: 

 Einbeziehung der Gewerkschaften, 
 enge Beziehungen zwischen Banken und Industrien, 
 kontinuierlicher Verhandlungsprozeß zwischen den Arbeitgeber(-verbänden) und 

den Gewerkschaften, 
 starke Dezentralisierung politischer und ökonomischer Verantwortlichkeiten, 
 dichte Vernetzung von intermediären Institutionen zwischen den staatlichen Zent-

ralinstitutionen und den einzelnen ökonomischen Agenten. 
Der wichtigste Vorteil dieses kapitalistischen Modells besteht in der weiten Po-

lyvalenz der Arbeitskraft. 
Das angelsächsische Modell, das Modell der Uncoordinated or Liberal Market 

Economies (LMEs) demgegenüber weist folgende Merkmale auf: 
 geringe non-market coordination zwischen Unternehmen, 
 kontinuierliche Ausgrenzung der Gewerkschaften, 
 der Staat bleibt auf Distanz. 

Ein vermittelndes institutionelles Modell, das von den beiden erst genannten 
Modellen abweicht, bildet das Modell des State-business-elite Coordinated Market. 
Dieses französische Modell unterscheidet sich von den anderen in der Natur der busi-
ness coordination. Diese „Business coordination“ findet meistens in den Netzwerken 
von business leaders statt, das heißt der Eliten, deren Karrieren den öffentlichen 
Dienst und den privaten Sektor wechselseitig durchdrungen haben. Der Staat kann di-
rekt mit seinen Unternehmen einbezogen werden. Unternehmen können ihre Aktivitä-
ten koordinieren, aber nicht unabhängig vom Staat. Wie in den Prozessen, die mit 
dem LME-Modell beschrieben werden, sind Gewerkschaften aus diesen Interaktionen 
sukzessive ausgegrenzt worden (Soskice/Hancké 1996). Nach Boyer (1996: 121) be-
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steht das Spezifikum des französischen Kapitalismus in der Vielfalt staatlicher Inter-
ventionen. Der Staat bestimmt das institutionelle Gebilde im Bereich der Arbeit, der 
Konkurrenz, der internationalen Eingliederung. Das führt zu einer Kumulierung der 
nationalen, branchenbezogenen und lokalen Ungleichgewichte. 

Alle bisher genannten Autoren befassen sich mit der Entwicklung der spezifisch 
nationalen institutionellen Gegebenheiten und versuchen, darüber Aufschluß zu ge-
ben, inwieweit die Veränderungen der Systeme der Arbeitsbeziehungen in den ein-
zelnen Ländern entsprechend der beiden erstgenannten Modelle Abweichungen oder 
Konvergenzen aufweisen. Soskice (1998: 8) stellt fest, daß in den fortgeschrittenen 
kapitalistischen Ländern trotz der weitgehenden Liberalisierung des internationalen 
Markts keine Konvergenz zu einem einheitlichen institutionellen Modell beobachtbar 
ist. Unterschiedliche Modelle bleiben weiter bestehen. Boyer (1996), der sich auf die 
Arbeiten von Albert (1991) bezieht, entwickelt pfadabhängige Szenarien für Frank-
reich. Ihm zufolge besteht ein Spektrum von potentiellen Entwicklungen, die eine 
gewisse Konvergenz aufweisen. Boyer unterstellt der japanischen Ökonomie eine 
Vorreiterrolle, bleibt aber unsicher hinsichtlich der Entwicklungsrichtung des “fran-
zösischen Falls”. 

Auch das deutsche Modell, von dem Streeck (1996) zeigt, daß es nicht auf ande-
re Länder übertragen werden kann, ist in Veränderung geraten und steht vor neuen 
Herausforderungen. Streeck bezieht sich auf Albert (1991), der von einer Annäherung 
des «rheinischen Modells» hin zum «angelsächsischen» spricht, obwohl das “rheini-
sche Modell” wettbewerbsfähiger sei. Durch die ökonomische Globalisierung han-
deln die Unternehmen zunehmend global. Amerikanische Praktiken beeinflussen in 
diesem Kontext zunehmend das Verhalten europäischer Unternehmen. Die Beziehun-
gen zwischen dem Kapitalmarkt und dem Arbeitsmarkt läuft nicht mehr ausschließ-
lich über die Banken (vgl. hierzu auch Boyer 1996). Institutionen müssen sich weiter-
entwickeln und neu anpassen. Dies erweist sich unter den neuen ökonomischen Be-
dingungen als notwendig, da der nationale Raum für die Unternehmen nicht mehr 
ausreicht. Als Fazit kann man also eine Amerikanisierung des “rheinischen Kapita-
lismus”, d.h. eine zum LME-Modell konvergierende Entwicklung feststellen. 

Welche Rolle kommt in den Veränderungsprozessen, die die genannten Modelle 
zu beschreiben versuchen, den betrieblichen Institutionen bzw. Akteuren zu? Dies 
soll im folgenden erörtert werden, wobei von der Prämisse ausgegangen wird, daß die 
institutionellen Strukturen zu unterschiedlichen Strategien der Akteure bei der Ent-
wicklung und Umsetzung neuer Arbeitszeitmodelle führen. Die Bundesrepublik 
Deutschland und Frankreich weisen große Unterschiede sowohl in den institutionel-
len Rahmenbedingungen betrieblicher Entscheidungsprozesse als auch in der Ar-
beitszeitgestaltung auf. Ihre formal unterschiedlichen Systeme industrieller Bezie-
hungen fordern den Vergleich geradezu heraus. 

2. Institutionelle Dynamik 

2.1  Deutschland 
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Im Grundsatz ist die Entwicklung der Arbeitszeitpolitik in Deutschland durch 
Kontinuität der Tarifpolitik gekennzeichnet. Mit einer gegenwärtigen “tarif-
vertraglichen Deckungsrate von 90%” erweist sich das Tarifverhandlungssystem als 
ein wesentliches Instrument der Ausgestaltung der Arbeitszeit auf Branchenebene 
(vgl. Schulten 1997: 3). In Deutschland sind sehr häufig tarifliche Regelungen die 
Vorreiter für allgemeine Entwicklungen gewesen und zahlreiche gesetzliche Rege-
lungen sind tarifpolitisch ausgebaut worden (vgl. Bispinck et al. 1996b: 225). Der 
Staat spielte dabei nur eine Nebenrolle, wobei er seit 1994 ständig zahlreiche Deregu-
lierungstendenzen im Arbeitszeitsrecht initiiert hat. Er überließ den Tarifparteien je-
doch weitgehend Freiheit bei der Ausgestaltung der Arbeitszeit und der entsprechen-
den Löhne. Die Gewerkschaften und die Arbeitgeberverbände wurden damit zu 
Hauptakteuren in der “Administration des Arbeitsmarkts und des Wohlfahrtstaats” 
(vgl. Rogowski/Schmid 1997: 573). Bei der tariflichen Ausgestaltung der Arbeitszeit 
spielte die Metallindustrie eine Vorreiterrolle (vgl. Tab. 1).  

Wichtig ist dabei, daß die Flexibilisierung der Arbeitszeit in den 80er Jahren im 
Gegensatz zu Frankreich mit einer Arbeitszeitverkürzung einherging (vgl. Boulin et 
al. 1993, Rosdücher/Seifert 1996). Dies führte 1995 zur Durchsetzung der 35-
Stunden-Woche mit vollem Lohnausgleich in der Druck- und Elektroindustrie und im 
Maschinenbau (vgl. Fajertag 1996: 31). Das Arbeitszeitgesetz in Deutschland vom 6. 
Juni 1994 fixierte nur soziale Mindeststandards. Der allgemeine Rahmen legte die 
Dauer der Arbeitszeit fest. Die gesetzlich zulässige Arbeitszeit betrug in der Regel 48 
bzw. maximal 60 Wochenstunden. In Frankreich lagen im selben Zeitraum sowohl 
die durchschnittliche tarifliche Wochenarbeitszeit mit 36,5 Stunden/Woche als auch 
die gesetzliche Wochenarbeitszeit mit 39 Stunden niedriger als in Deutschland. 
Gleichzeitig ist zu beobachten, daß sich die Schere zwischen gesetzlicher Arbeitszeit 
(48 Std./Woche) und tariflicher Arbeitszeit in Deutschland weiter geöffnet hat als in 
Frankreich. So war die durchschnittliche tarifliche Wochenarbeitszeit in der Bundes-
republik Deutschland 1995 mit 37,5 Stunden (ISE 1995: 11)1 ca. zehn Stunden nied-
riger als die gesetzlich festgelegte Wochenarbeitszeit. Unbeschadet tariflicher Rege-
lungen lag die effektive Arbeitszeit Ende 1995 mit 38,3 Wochenstunden höher.2 Hier 
liegt ein erster Hinweis auf unterschiedliche Regulierungsansätze in beiden Ländern. 

Fragen der Lage und Verteilung der Arbeitszeit sind in Deutschland mit-
bestimmungspflichtig. Ihre Regelung erfolgt auf Betriebsebene. Für die betriebliche  

Tab. 1:  Vereinbarungen in der metallverarbeitenden Industrie in Deutschland, 1984, 1987, 1990 
and 1995 (Quellen: Bosch 1990: 617, Bispinck et al. 1996a: 58-65 und Bispinck et al. 
1996b: 116) 

Tarifverein- Wochenarbeitszeit 
(Beginn der  

Lohnerhöhungen Bandbreite der Regelung Schwankungs-

                                                           
1  Diese betrug 40 Stunden in den neuen Bundesländern. 
2  Anfang 1997 betrug diese 37 Wochenstunden. Diese effektive Wochenarbeitszeit bezieht sich 

auf die bezahlte geleistete Arbeitszeit und schließt alle Wirtschaftsbereiche außer dem Agrar-
bereich ein (ILO 1997: 87). 
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barungen Gültigkeit) (Beginn der Gültigkeit) dauer 

 

1984 

 

38,5 Stunden 

(1.4.85) 

+ 3.3% (1.4.84) 

+ 2.0% (1.4.85) 

+ 2.9% Ausgleich für Ar-
beitszeit-Verkürzung 

(1.4.85) 

zwischen 37 und 40 Stun-
den (Durchschnitt 38,5 

Stunden) 

 

über 2 Monate 

 

 

1987 

37,5 Stunden 

(1.4.88) 

 

 

37,0 Stunden 

(1.4.89) 

 

 

+ 3.7% (1.4.87) 

+ 2.0% (1.4.88) 

+ 2.66% Ausgleich für Ar-
beitszeit-Verkürzung 

(1.4.88) 

+ 2.6% (1.4.89) 

+ 1.35% (1.4.89) Ausgleich 
für Arbeitszeit-Verkürzung 

(1.4.89) 

zwischen 36,5 und 39,0 
Stunden 

(Durchschnitt 37,5 (1988) 
oder 37,0 (1989) Stunden) 

 

 

über 6 Monate 

 

 

 

 

1990 

36,0 Stunden 

(1.4.93) 

+ 6.0% (1.3.90) 13%3 der Beschäftigten dür-
fen freiwillig mehr als 40 
Stunden pro Woche arbei-

ten (1.4.90), Ausgleich 
entweder durch Geld oder 

durch Urlaub binnen 2 Jah-
ren) 

 

über 6 Monate/ 

über 12 Monate 
(seit 5.3.94) 

1995 

 

35,0 Stunden 

(1.10.95) 

 

+ 3.4% (1.5.95) 

+ 3.6% (1.11.95) 

und voller Lohnausgleich 
(1.10.95) 

 

zwischen 30,0 und 40,0 
Stunden (Durchschnitt 35,0) 

und 

13%4 der Beschäftigten dür-
fen freiwillig bis zu 40 

Stunden pro Woche arbei-
ten, nur finanzieller Aus-

gleich 

 

 

über 12 Monate 

 

Ausgestaltung der Arbeitszeit ist ausschließlich der Betriebsrat und die Personallei-
tung bzw. die Geschäftsführung zuständig. Das kollektive Verhandlungssystem der 
Bundesrepublik beruht auf der Trennung gewerkschaftlicher Tarifpolitik und be-
triebsrätlicher Betriebsvereinbarungspolitik (vgl. Lecher/Naumann 1991: 25).5 Die 
Vertrauensleute und die Gewerkschaften üben jedoch eine gewisse informelle Ein-
flußnahme auf die innerbetriebliche Ausgestaltung der Arbeitszeit aus, da der gewerk-
schaftliche Organisationsgrad der Betriebsratsmitglieder relativ hoch ist. Deutsche Be-
triebsräte sind durch diese gewerkschaftliche Rückbindung und die große Bandbreite 

                                                           
3  In Baden-Württemberg, wo Tarifvereinbarungen auch die Arbeitszeit von außertariflich be-

zahlten Angestellten regeln: 18%, wenn ihre Gehälter den im Tarifvertrag festgelegten Wert 
überschreiten. 

4  In Nordwürttemberg / Nordbaden: 18%. 
5  Die nach dem 1. Weltkrieg entstandene Trennung beider Einrichtungen - Betriebsrat und Ge-

werkschaft - ist nach dem zweiten Weltkrieg bekräftigt worden. Der “politische Deal” sah fol-
gendermaßen aus: Für der Verzicht auf das politische Mandat wurde gleichzeitig den im Be-
trieb Beschäftigten eine legitimierte Interessenvertretung mit klar definierten Mitbestim-
mungsrechten, die bei einer betrieblichen Zwangseinrichtung, der Einigungsstelle, einklagbar 
sind, zugestanden. 



Industrielle Beziehungen, 6. Jg., Heft 2, 1999  195 

 

ihrer Rechte besser informiert, qualifiziert und effizienter als die französischen Interes-
senvertretungen (vgl. Auer 1996: 57, Mielke et al. 1991: 145, Lecher 1994). 

Dadurch gewinnt der Betriebsrat als einheitlicher Akteur eine markante Stellung 
bei der Ausgestaltung der Arbeitszeit im Betrieb. Gemeinsam mit dem Arbeitgeber 
verhandelt er über Fragen der Arbeitszeit und schließt Betriebsvereinbarungen ab. 

Die Bearbeitung von Konflikten bei der betrieblichen Ausgestaltung der Ar-
beitszeit ist in Deutschland Gegenstand präziser Regelungen und wird durch die 
Trennung von Streikrecht auf tariflicher Ebene und Betriebsfrieden auf Betriebsebene 
gekennzeichnet. So dürfen in der Bundesrepublik nur anerkannte Arbeitnehmerorga-
nisationen zum Streik aufrufen. Zudem geht einem Streik in der Regel eine Streiku-
rabstimmung voraus, bei der ein Quorum von 75% erforderlich ist. Das Streikrecht 
bildet somit gleichzeitig eine Barriere gegen ausufernde Streikbewegungen, ein wich-
tiges Instrument im Rahmen der Tarifautonomie, aber auch ein Druckmittel in der 
Hand der Gewerkschaften. Insgesamt sind die Arbeitsbeziehungen in Deutschland 
durch kooperative, sozialpartnerschaftliche Formen der Konfliktregulierung geprägt, 
und diese werden als “zentrale Institution” der Arbeitsbeziehungen angesehen (vgl. 
Heidenreich 1997: 314). So zeigt sich in Deutschland mit 19 Arbeitskämpfen per 
1000 Beschäftigte 1993 gegenüber 7 im Jahre 1994 eine relativ pazifizierte Austra-
gung von Konflikten (vgl. Bundesministerium für Wirtschaft 1996: 20, Lecher 1994: 
187). Im Laufe der 80er Jahre wurden die meisten Konflikte zur Flexibilisierung der 
Arbeitszeit durch Kompromißlösungen innerhalb traditioneller tarifvertraglicher Ar-
rangements geregelt (vgl. Locke/Thelen 1995: 348). Insgesamt zeichnet sich das 
deutsche Modell der Arbeitszeitgestaltung durch eine relativ hohe institutionelle Sta-
bilität und eine große Transparenz im Verhandlungsprozeß aus. Zudem ermöglichen 
die stark verrechtlichten und klar definierten Kompetenzen und Zuständigkeiten der 
beteiligten Akteure eine gewisse Professionalität und wirksame Kontrolle bei der be-
trieblichen Umsetzung von Arbeitszeitvereinbarungen. 

2.2  Frankreich  

In Frankreich wurde die 40-Stunden-Woche im Jahre 1936 eingeführt. Die ge-
setzlich festgelegte Arbeitszeit wurde in Frankreich 1982 im Rahmen des nach dem 
damaligen Arbeitsminister benannten Auroux-Regelwerks von 40 auf 39 Stunden 
herabgesetzt; seit dem 14. Mai 1998 wurde sie durch die 35-Stunden-Woche im 
Rahmen des Aubry-Gesetzes erneut gesenkt. So ähnlich die Etappen der Arbeitszeit-
verkürzung in Deutschland und Frankreich sind, so unterschiedlich ist der Modus ih-
rer Einführung. Im Vergleich zu Deutschland ist die französische Arbeitszeitpolitik 
durch starke Regelungseingriffe des Staates gekennzeichnet: per Gesetz gibt er einen 
verbindlichen Kalender für die Einführung von Arbeitszeitverkürzungen vor. Für den 
Prozeß der Einführung hat er den Arbeitgebern bzw. den Arbeitgeberverbänden und 
den für den jeweiligen Bereich als repräsentativ anerkannten gewerkschaftlichen Ar-
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beitnehmervertretungen eine Verhandlungsvollmacht belassen.6 Die Auroux-Gesetze, 
die 1982 verabschiedet wurden, stellten auf die verstärkte Ausweitung von Tarifver-
handlungen ab. 

Aber auch nach der Verabschiedung der Auroux-Gesetze kam auf Branchen-
ebene häufig kein Konsens zwischen den Tarifpartnern zustande, obwohl für den 
Abschluß eines Vertrags grundsätzlich die Unterschrift schon einer Gewerkschaft 
ausreicht. Eine wichtige Ursache für das erneute Scheitern der Tarifpolitik ist darin 
zu sehen, daß bei Branchenverhandlungen oder Verhandlungen in großen Unterneh-
men über Arbeitszeit oder Tarifeinstufung gewöhnlich mindestens fünf Gewerkschaf-
ten am Verhandlungstisch sitzen - meistens ohne sich einigen zu können. Die man-
gelnde Neigung der Tarifpartner, zu Arbeitszeitabschlüssen zu kommen, veranlaßte 
den französischen Staat dazu, im Laufe der 80er und der 90er Jahren ständig in das 
Arbeitszeitgefüge einzugreifen.7 Seit dem Auroux-Gesetz (1982) sind wichtige Re-
gelwerke verabschiedet worden, deren Kenntnis für das Verständnis der aktuell gel-
tenden Arbeits- und Betriebszeiten in Frankreich unverzichtbar ist (vgl. Tab.2). Bei 
genauem Studium lassen sie erkennen, wie stark in Frankreich die Betriebsebene auf-
gewertet worden ist. 

Auf betrieblicher Ebene werden in Frankreich bei der Organisation der Arbeits-
zeit zahlreiche Interessenvertretungsorgane mit unterschiedlichen, mannigfach geteil-
ten und spezialisierten Aufgaben und Befugnissen einbezogen - ein, wie oben ge-
zeigt, deutlich anderes Bild als in Deutschland. Die betrieblichen Gewerkschaftsdele-
gierten sind in Frankreich in der Regel die einzigen Interessenvertreter, die durch das 
Gesetz ermächtigt sind, Firmenverträge auszuhandeln und verbindlich zu unter-
schreiben. Diese Interessenvertreter sind nicht direkt durch die Beschäftigten des Be-
triebs gewählt, sondern werden durch die entsprechenden betrieblichen oder sogar 
außerbetrieblichen repräsentativen gewerkschaftlichen Organisationen ernannt.8 Dar-
über hinaus werden bei der betrieblichen Arbeitszeitgestaltung Interessenvertreter, 
die aus Betriebswahlen hervorgehen, einbezogen. Sie spielen im Vergleich mit den 
gewerkschaftlichen Delegierten jedoch eine untergeordnete Rolle. 

Tab.2:  Verbetrieblichungsprozeß der Arbeitszeitregulierung in Frankreich seit 1982 
                                                           
6  Als repräsentative gewerkschaftliche Verhandlungspartner werden landesweit grundsätzlich 

fünf gewerkschaftliche Verbände anerkannt: CGT (Confédération Générale du Travail), 
CFDT (Confédération Française Démocratique du Travail), FO (Force Ouvrière), CFTC 
(Confédération Française des Travailleurs Chrétiens) und CGC (Confédération Générale des 
Cadres). Der beherrschende und einflußreichste ist der Zentralverband der französischen Ar-
beitgeberverbände, der CNPF (Conseil National du Patronat Français). Er vertritt überwie-
gend die Interessen der Großindustrie. Konkurrierende Arbeitgeberorganisationen wie der 
CG-PME (Confédération Générale des Petites et Moyennes Entreprises) oder der SNPMI 
(Société Nationale des Petites et Moyennes Industries) verteidigen dagegen die Interessen der 
kleineren Unternehmen (vgl. Dufour 1993: 109ff.). 

7  Hier ist zu bemerken, daß der Staat nicht als neutraler Akteur antritt. Einerseits hat er selbst 
Unternehmen. Andererseits steht er in der Tradition eines Staatsinterventionismus. 

8  Dies hängt von der internen gewerkschaftlichen Organisation ab. 
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 Regelungsgegenstände Verhandlungsdynamik (Prozesse) 

 

1982 

(Auroux-
Verord-
nung) 

Herabsetzung der gesetzlichen Wochenarbeitszeit 
auf 39 Stunden, 

Einführung einer fünften bezahlten Urlaubswo-
che, 

Einführung der Wochenendschichtarbeit, 

Herabsetzung des Rentenalters auf 60 Jahre 

Verbindliche jährliche Verhandlung über Ar-
beitszeit im Betrieb, 

Flexibilisierung der wöchentlichen Arbeitszeit 
auf Jahresbasis, 

Möglichkeit von Abweichungen durch ausge-
dehnte Tarifabkommen oder Firmentarifvertrag9 

1986 

(Delebarre-
Gesetz) 

Flexibilisierung der Arbeitszeit auf Jahresbasis 
gekoppelt mit einer verbindlichen Arbeitszeitver-
kürzung als Gegenleistung (Flexibilisierung  
Form II), 

Ersetzung der Entlohnung von Überstunden 
durch Freizeitausgleich, 

Ausweitung von Abweichungsmöglichkeiten 
durch die Verhandlung/ Aushandlung 

 

1987 

(Seguin-
Gesetz) 

 

Flexibilisierung der Arbeitszeit auf Jahresbasis 
nicht mehr mit einer verbindlichen Arbeitszeit-
verkürzung als Gegenleistung gekoppelt 

Überschreitung der maximalen Wochenarbeitszeit 
durch einen allgemeinverbindlichen Tarifvertrag 
oder durch Firmentarifvertrag möglich, 

Festlegung des Freizeitausgleichs durch eine Be-
triebsvereinbarung möglich 

Dezember 
1992 (Ge-
setz) 

Teilzeitarbeit und gleitender Vorruhestand Flexibilisierung der Arbeitszeit auf Basis des Ar-
beitsvertrages 

 

1993 

(Loi Quin-
quennale)  

 

Jährliche Teilzeitarbeitsberechnung auf Basis des 
Arbeitsvertrages 

Zeitkapital der beruflichen Weiterbildung, 

gleitender Vorruhestand, 

Finanzieller Anreiz zur kollektiven Arbeitszeit-
verkürzung, 

Förderung der Inanspruchnahme des Freizeitaus-
gleichs statt der höheren Bezahlung von Über-
stunden, 

Ausgedehnte Kurzarbeit 

1995 
(Überberuf-
liches Tarif-
abkommen) 

 

Berechnung der Arbeitszeit auf Jahresbasis 

 

Branchendynamik 

1998 
(Aubry-
Gesetz) 

Verkürzung der Arbeitszeit auf 35-Stunden-
Woche und finanzieller Anreiz zur Senkung der 
Sozialabgaben 

 

Betriebsebene 

 
Die Situation der Arbeitsbeziehungen bei der Ausgestaltung der Arbeitszeit ist 

in Frankreich mithin durch eine hochgradige Politisierung zwischen den Interessen-
vertretern, durch asymmetrische Informations- und Kommunikationsstrukturen, durch 
Fragmentierung und durch strukturelle Ungewißheit in den Aushandlungsprozessen 
gekennzeichnet. Ohne hier näher auf Einzelheiten einzugehen, läßt sich allgemein 
von einer Tendenz des französischen Modells, den Beschäftigten Entscheidungsbe-
fugnisse und Kompetenzen bei der Ausgestaltung der Arbeitsbedingungen und insbe-
sondere der Arbeitszeit zu übertragen, sprechen. Darin liegt für die Unternehmen 
und die einzelnen Beschäftigten eine Garantie für Flexibilität, und dies um so mehr 
als diese Regelungen, abgesehen von (Firmen-)Tarifverträgen, jederzeit revidierbar 

                                                           
9  Im folgenden werden die betrieblichen Vereinbarungen in Frankreich als Firmentarifverträge 

und nicht als Betriebsvereinbarungen bezeichnet, da in Frankreich die Gewerkschaften die 
Vereinbarungen aushandeln und unterschreiben. 



198   Hamandia: Ausgestaltung der Arbeitszeit im Wandel 

 

sind. Es kann allerdings keine zeitliche Kontinuität der Regelungsmaßnahmen und 
keine Konsistenz in der Regulierung entstehen. Diese Tendenz der “De-
Institutionalisierung” wirkt partial, indem Teillösungen für Teilprobleme gesucht 
werden. Diese Teillösungen beruhen häufig auf praxisnahen Erfahrungen, die einer 
Verrechtlichungsprozedur unterworfen werden. 

3.  Veränderung der Rahmenbedingungen 

3.1  Sozio-politischer und ökonomischer Kontext 

Die Veränderungen im sozio-ökonomischen Bereich stehen im Zusammenhang 
mit der Liberalisierung der Märkte, der besseren Anpassung der Unternehmen an 
technische Anforderungen und an den flexiblen Einsatz der Arbeitskraft. Zusätzliche 
Einflüsse ergaben sich in der Vergangenheit aus den Harmonisierungsbemühungen 
innerhalb der Europäischen Union sowie der Bekämpfung der nachhaltig hohen Ar-
beitslosigkeitsquoten und mithin der Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplätzen in 
beiden Ländern. 

Das von den deutschen und französischen Regierungen als vorrangig prokla-
mierte Ziel besteht angesichts der anhaltend hohen Arbeitslosenquote - diese beträgt 
gegenwärtig in Frankreich 12,1% und 12,6% in Deutschland bzw. ungefähr 20% in 
den neuen Bundesländern - darin, Arbeitsplätze zu sichern und neue Arbeitsplätze zu 
schaffen.10 Zusätzlich begründen die Regierungen ihre Reformmaßnahmen mit einer 
besseren Anpassung der Arbeitsorganisation an die Bedürfnisse der Beschäftigten 
und der Unternehmen in Deutschland und Frankreich. Die Lockerung bzw. der Ab-
bau rechtlicher Bestimmungen zur Arbeitszeit fand in beiden Ländern auf dem Hin-
tergrund konträren politischen Geschehens statt. Deutschland war 1982 bis 1998 mit 
der Regierung Kohl durch eine bemerkenswerte politische Kontinuität gekennzeich-
net. Hingegen herrschte in Frankreich seit 1982 bis heute durch häufige Regierungs-
wechsel und Kohabitationen eine hohe politische Instabilität. Wirft man aber einen 
Blick auf die jeweiligen arbeitszeitpolitischen Maßnahmen, so wird ersichtlich, daß 
die Entwicklung der Arbeitszeitregulierung dennoch eine Kontinuität aufweist (vgl. 
hierzu Tab. 2). Kontinuierlich wurden weitere Spielräume bei der betrieblichen Aus-
gestaltung der Arbeitszeit eröffnet (Berechnung der Arbeitszeit auf Jahresbasis, Per-
manenz der rechtlichen Abweichungsmöglichkeiten), wodurch die Ebene betriebli-
cher Regulierungen an Bedeutung gewann. In Frankreich wurden den Unternehmen 
zugleich zahlreiche finanzielle und steuerliche Anreize zur Flexibilisierung und Ver-
kürzung der Arbeitszeit angeboten, damit ihre Konkurrenzfähigkeit erhalten bliebe. 
Die Senkung von Sozialabgaben sagte der Staat überall dort zu, wo die Unternehmen 

                                                           
10  Hier ist zu bemerken, daß Frankreich im internationalen Vergleich eine besonders hohe Ju-

gendarbeitslosigkeit aufweist. Dafür werden hauptsächlich zwei Gründe angegeben: zu hohe 
Mindestlöhne und ein Mangel an Qualifikation im Hinblick auf die Anforderungen des Be-
rufsbildes (vgl. DIW 1997: 935). Zusätzlich ist zu beachten, daß die unterschiedliche demo-
graphische Entwicklung in Deutschland und Frankreich dazu führt, daß in Frankreich die Ar-
beitslosenquote steigt, obwohl mehr Arbeitsplätze als in Deutschland geschaffen wurden. 
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versprachen, schnell auf eine Möglichkeit einer Arbeitszeitverkürzung zurückzugrei-
fen. Dies gilt bis heute sowohl für Maßnahmen, die auf die Verkürzung der Lebens-
arbeitszeit abzielen, als auch für Initiativen, die auf die Verkürzung der wöchentlichen 
Arbeitszeit abzielen. Dieses Anreizsystem beruht auf einer Kompromißstruktur, die es 
dem Staat und den Unternehmen ermöglicht, ihre Interessen auszuhandeln bzw. zu rea-
lisieren. Während der Staat den Erhalt und die Schaffung von Arbeitsplätzen erzielen 
möchte, indem er beispielsweise die Umwandlung von Voll- in Teilzeitstellen fördert, 
versuchen die Unternehmen, ihre Arbeits- bzw. Lohnkosten zu senken. Erhöhte Vortei-
le bieten sich für die Unternehmen dadurch, daß sie mehrere Maßnahmen, die ihnen 
staatlicherseits eingeräumt werden, kumulieren können (siehe Tab. 3): 

Die Wirkung dieser staatlichen Maßnahmen ist schwer meßbar. Hinsichtlich der 
Senkung von Sozialabgaben bleiben Fragen bezüglich der Höhe des Lohnausgleichs, 
des Beschäftigungseffektes und der Sozialverträglichkeit der dadurch geschaffenen 
Arbeitsplätze häufig unklar. Die meisten ökonomischen Studien belegen nur die posi-
tive Verknüpfung zwischen der Abnahme der Arbeitskosten und dem Stellenangebot 
der Unternehmen (vgl. DARES/DP/INSEE 1997: 53). So wurden durch das Fünfjah-
resgesetz (1993), das eine Jahresarbeitszeitkalkulation für Teilzeitbeschäftigte ein-
führte, nur Teilzeitarbeitsplätze mit extrem geringfügiger Stundenausstattung angebo-
ten. 

Im Niedriglohnbereich ermöglichte die Reduktion der Sozialabgaben eine beacht-
liche Absenkung der Arbeitskosten. Ende 1997 betraf diese Maßnahme ca. fünf Millio-
nen Beschäftigte und wurde vor allem im Dienstleistungsbereich genutzt (vgl. DA-
RES/DP/INSEE 1997: 50). Seit Einführung des Robien-Gesetzes 1996 wurden bis En-
de 1997 des weiteren 1.442 Betriebsvereinbarungen vor allem in großen Industriebe-
trieben und in kleinen Dienstleistungsbetrieben mit einer Arbeitszeitverkürzung für 
154.473 Beschäftigte abgeschlossen. Die Vereinbarungen sahen im Durchschnitt den 
Erhalt bzw. die Schaffung von Arbeitsplätzen in Höhe von 11% vor. Wöchentliche Ar-
beitszeitverkürzungen waren die Regel, aber an Bedeutung gewinnt die Berechnung der 
Arbeitszeit je Arbeitnehmer auf Jahresbasis (vgl. Le Corre/Doisneau 1998: 1-8). 

In Deutschland zielten die gesetzlichen Veränderungen darauf ab, direkt oder 
indirekt die Arbeitskosten der Unternehmen zu vermindern. Nach offiziellen Regie-
rungsverlautbarungen bestand ein weiteres Ziel der Änderungen auch darin, Anreize 
für mehr Einstellungen anzubieten, indem bestehende Schutzvorschriften im Indivi-
dualarbeitsrecht weiter dereguliert wurden (vgl. Commissariat Général au plan 1997: 
123; Locke/Kochan/Piore 1995: 145; Klenner/Ochs/Seifert 1997: 583).  

Tab. 3:  Gegenwärtige staatliche Anreize zur Arbeitszeitpolitik in Frankreich 
(Quellen: Social pratique No 260 vom 10.07.1997; Social pratique No 271 vom 25.01.1998: 8ff.; 
Social pratique No 273 vom 25.02.1998; Social pratique No 275 vom 25.03.1998: 7ff.; Gaye 1997: 
3; Le Corre/Doisneau 1998: 4ff.) 

Gegenstände und 
Förderung im 1. Jahr 

Förderung ab dem 2. Jahr Kumulierung von Maßnahmen 

Senkung der Sozialabgaben der 
Arbeitgeber um 40% bei gleich-

Senkung der Sozialabgaben um 
30% während der sechs folgenden 

- Befreiung der Unternehmen von 
der Zahlung der Kindergeldzulage 
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zeitiger Arbeitszeitverkürzung 
um mind. 10% für die gesamte 
Belegschaft oder einen Teil (Va-
riante 1) bzw. 

Senkung um 50% bei Arbeitszeit-
verkürzung um 15%  
(Variante 2) 

(Robien-Gesetz, 1996) 

Jahre bei gleichzeitiger Arbeits-
zeitverkürzung um mind. 15% für 
die Belegschaft (Variante 1) 

bzw. 

Senkung um 40% über sechs Jah-
re hinweg (Variante 2) 

für Arbeiter mit niedrigen Löh-
nen, 

- Anreiz für Teilzeitarbeit, 

- Senkung von Sozialabgaben für 
niedrige Löhne 

Schaffung unbefristeter Teilzeit-
arbeitsplätze oder Teilung einer 
Vollzeit- in zwei Teilzeitstellen 
(16- bis 32-Stunden-Woche) 

Senkung der Sozialabgaben um 
30% 

 

Kindergeldzulage für niedrige 
Löhne 

(seit Juli 1993) 

Steuerliche Vergünstigungen 
für niedrige Löhne, die unter 
130% des monatlich garantierten, 
indexierten Mindestlohns (SMIC) 
liegen 

 

Berechnung in Abhängigkeit von 
der Lohnhöhe und der Zahl der 
effektiv geleisteten Arbeitsstun-
den  

(die maximale Reduzierung darf 
die Summe von 1 212,79 F nicht 
überschreiten) 

Teilzeitarbeit, 

Kollektive Verkürzung und Fle-
xibilisierung der Arbeitszeit 

Befreiung von den Kindergeld-
zahlungen für niedrige Lohngrup-
pen 

Gleitender Vorruhestand 
(Préretraite Progressive - PRP) 

für Beschäftigte ab 55 Jahre 

Berechnung des Senkungssatzes 
der Sozialabgaben gemäß der 
durchschnittlichen Anzahl der Be-
legschaft und der Anzahl der 
Neueinstellungen 

 

- 

 

Arbeitszeitverkürzung um 10% 
bei gleichzeitiger Erhöhung der 
Beschäftigtenanzahl um 6% (Va-
riante 1) bzw. um 5% bei Erhö-
hung um 9% (Variante 2) 

(Aubry-Gesetz)* 

Senkung der Sozialabgaben um  
9 000 Francs (etwa 2 700 DM) je 
Beschäftigten (Variante 1) bzw. 
um 4 000 Francs 

(Variante 2) 

 

Der Abschlag von den Sozialab-
gaben je Beschäftigten sinkt jähr-
lich um 1 000 Francs bis auf  
5 000 Francs im Jahre 2002 

 

*) An die Stelle des Robien-Gesetzes trat im Mai 1998 das Aubry-Gesetz.    

 
Insgesamt wurden in beiden Ländern den Unternehmen eine Flexibilisierung 

von Arbeitszeiten und eine Optimierung der Maschinenlaufzeiten ermöglicht. Damit 
wurde die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit gefördert. Zusätzliche Flexibilität in 
der Arbeitsorganisation - und die Jahresarbeitszeiten sind ein Teil davon - wurde als 
wichtiger Schlüssel für Wettbewerbsvorteile der Unternehmen angesehen. Die damit 
verknüpfte Einführung neuer arbeitsorganisatorischer Konzepte unterschied sich 
nicht nur zwischen den Staaten, sondern auch innerhalb der beiden Staaten ergaben 
sich Differenzierungen je nach geographischer Lage des Unternehmens oder der Ein-
beziehung der Beschäftigten und ihrer Interessenvertreter in den Prozeß der Einfüh-
rung neuer organisatorischer Konzepte. Die Bandbreite der Lösungen ist jedenfalls 
abhängig vom Druck der wirtschaftlichen Verhältnisse in der Branche sowie von der 
Zusammenarbeit zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern (vgl. Locke/ Ko-
chan/Piore 1995: 147ff.). 

Hier ist zu berücksichtigen, daß die Bundesrepublik Deutschland Anfang der 
90er Jahre mit den Folgen der deutschen Vereinigung konfrontiert war. Die tenden-
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zielle Angleichung der Löhne in den neuen Bundesländern hat damals die Gefahren 
einer Rezession verstärkt (vgl. Lasserre 1995: 277). Giraud und Lallement (1998: 64) 
betonen in diesem Zusammenhang, daß die mangelnde Anpassungsfähigkeit des nach 
1989 in Gang gesetzten Institutionenstransfers auf die neuen Bundesländer eher zur 
Flexibilisierung des Arbeitsmarkts geführt habe und es paradoxerweise dadurch zu 
einer Verstärkung des Wettbewerbsdrucks auf die alten deutschen Bundesländer ge-
kommen sei. Gleichzeitig vollzog sich in beiden Ländern durch eine stärkere Beteili-
gung von Frauen an der Erwerbsarbeit11 eine Veränderung der Arbeitsmarktstruktur 
sowie ein gesellschaftlicher Wertewandel in Form des Wunsches nach mehr Zeitsou-
veränität und in Form einer Ausdifferenzierung der Lebensstile sowie ein Wandel der 
Arbeitsbeziehungen (vgl. Lecher/Naumann 1991: 94ff., Ebbinghaus/ Visser 1997: 
335ff.). Nicht nur Unternehmen strebten mehr Flexibilität in der Arbeitsorganisation 
an, sondern auch die Beschäftigten selbst. Die Ausdifferenzierung familiärer Lebens-
lagen und die Notwendigkeit für erwerbstätige Frauen, berufliche, private und famili-
äre Anforderungen miteinander in Einklang zu bringen, sowie die Möglichkeiten, 
zwischen Bildungszeiten und Arbeitszeiten zu wechseln, sprechen auch für eine fle-
xiblere und individuellere Ausgestaltung der Arbeitszeit, insbesondere in Form von 
Jahresarbeitszeiten (vgl. Bosch 1996b: 6ff., Rogowski/Schmid 1997: 571).  

Mit der zunehmenden Ausdehnung der Betriebszeiten und der Ausdifferenzie-
rung der Arbeitszeiten entstehen insgesamt neue Interessenkonstellationen unter den 
Beschäftigten unterschiedlicher Branchen. Insgesamt führen diese Veränderungen 
und insbesondere die damit verbundene Erosion der Normalarbeitszeit in beiden Län-
dern zu einem Umdenken hinsichtlich der Arbeitszeitpolitik. Diese wachsende Inte-
ressendifferenzierung der Beschäftigten erschwert die Entwicklung und Vermittlung 
von mobilisierungsfähigen und damit auf Branchenebene durchsetzungsfähigen ge-
werkschaftlichen Forderungen. Dies gilt auch für die Organisationsfähigkeit der Inte-
ressenvertretung auf betrieblicher Ebene. 

3.2  Rechtliche Entwicklungen 

In dem oben dargestellten Zusammenhang fanden auf unterschiedlichen Ebenen 
- der europäischen Ebene, den nationalen, Branchen-, Betriebs- und einzelvertragli-
chen Ebenen - starke “Deregulierungstendenzen” bzw. Veränderungen in den rechtli-
chen Rahmenbedingungen zur Arbeitszeitgestaltung statt. 

 Trends zur europäischen Harmonisierung 
Auf der Ebene der Europäischen Union wurden zahlreiche Richtlinien zu Ar-

beitszeitgestaltung, Elternurlaub und Teilzeitarbeit verabschiedet. Zusätzlich haben 
Ende 1997 die Mitglieder der Europäischen Kommission im Anschluß an den Vertrag 
von Amsterdam ein Kapitel über beschäftigungspolitische Leitlinien beschlossen. 
Danach haben die einzelnen Mitgliedsländer Empfehlungen zu Fragen der Arbeits-
zeitpolitik erhalten. Die Umsetzung der europäischen Regelungen auf die einzelne na-

                                                           
11  Dies gilt nicht für die neuen Bundesländer, sondern nur für die alten.  
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tionale Ebene führte in beiden Ländern zu rechtlichen Anpassungen. Bei Regulie-
rungsansätzen auf europäischer Ebene findet gegenwärtig eine Trendwende in der 
Form der Regulierung statt. Nicht mehr die Aushandlung von substantiellen Normen, 
sondern von Verfahrensregelungen steht im Vordergrund (vgl. hierzu Höland 1997). 
Im September 1994 zeigte sich dies beispielhaft in der Verabschiedung des Richtli-
nienvorschlags zur “Einsetzung eines Europäischen Betriebsrats oder Schaffung ei-
nes Verfahrens zur Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer in gemein-
schaftsweit operierenden Unternehmen und Unternehmensgruppen” (vgl. Keller 
1996: 472). Während die Richtlinie für die meisten EU-Länder einen allgemeinen 
Rahmen setzt, sollen inhaltliche Fragen auf nationaler Ebene ausgeführt werden. 
Wenn im Hinblick darauf in Europa gegenwärtig von einem «Deregulierungstrend» 
gesprochen wird, handelt es sich in Wirklichkeit doch um einen Trend, wonach zwar 
die Regelungskompetenz entweder durch Gesetz oder durch Branchentarif national 
bestimmt bleibt, seitens der EU aber zunehmend darauf Einfluß ausgeübt wird, wel-
cher dieser beiden Regulierungsebenen sich die nationale Verordnungskompetenz zu 
bedienen hat. Insgesamt geht es dabei um eine Flexibilisierung von Regulierungs-
mustern. 

 Deutschland 
In Deutschland wurden auf nationaler Ebene wichtige rechtliche Veränderungen 

getroffen, die wie in Tabelle 4 zusammengefaßt werden können: 
Auf Branchenebene sind zahlreiche Öffnungsklauseln eingeräumt worden, die 

die Aufwertung der Betriebsebene bzw. der einzelarbeitsvertraglichen Ebene bei der 
Arbeitszeitgestaltung begünstigten. Der Prozeß, die Nutzung von Spielräumen gegen 
eine Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit auszutauschen, im Jahre 1984 in der 
Metallindustrie durch das Leber-Modell begonnen, wurde fortgesetzt. Die neuesten 
Varianten umfassen sowohl Möglichkeiten der Arbeitszeitverlängerung als auch der 
befristeten Arbeitszeitreduzierung (ohne Lohnausgleich). Bereits Mitte der 80er Jahre 
wurden mit der Einführung der 13%-Regelung solche Arbeitszeitkorridore eröffnet 
(siehe Tab. 1).12 Dadurch haben die Betriebe die Möglichkeit, für Teile der Beleg-
schaft oder für ganze Betriebe die regelmäßige Arbeitszeit innerhalb einer vorgege-
benen Bandbreite zu variieren. Sie können auch hier dauerhaft von der tariflichen 
wöchentlichen Arbeitszeit abweichen (vgl. Bosch/Lallement 1991: 9ff., Bispinck et 
al. 1996b: 117, Bispinck 1997: 555). 

Tab. 4:  Kurzüberblick über wichtige Einzelmaßnahmen in Deutschland 
(Quellen: Bispinck 1997: 551ff.; InforMISEP 1997: 28; Klenner/Ochs/Seifert 1997: 583; 
Sell 1997: 353ff.) 

                                                           
12  Diese in der Metallindustrie eingeführte Regelung eröffnet die Möglichkeit, je nach Tarifge-

biet die Arbeitszeit von 13 bzw. 18 Prozent der Beschäftigten ohne Zuschlag für Überstunden 
auf bis zu 40 Stunden auszudehnen. Diese Verlängerung der Arbeitszeit galt als Kompromiß 
zwischen den Tarifpartnern, damit die tarifliche Wochenarbeitszeit auf 35 Stunden verkürzt 
werden konnte (vgl. Promberger et al. 1993). 
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Arbeitszeitgesetz zur “Vereinheitli-
chung und Flexibilisierung der Ar-
beitszeit”  

(1.07.1994) 

Wochenarbeitszeit: 48 Stunden 

Maximale Wochenarbeitszeit: 60 Stunden 

 Ausdehnung der Maschinenlaufzeit: 144-168 Stunden  
(7 Tage im 24-Stunden-Betrieb)13 

Änderung des Ladenöffnungsgesetzes 
(30.7.1996) 

Ausdehnung der wöchentlichen Öffnungszeit bis auf 80 
Stunden  

Altersteilzeitgesetz 

(23.07.1996) 

Ab 56 Jahre möglich 

Arbeitsrechtliches Beschäftigungs-
förderungsgesetz 

(1.10.1996) 

Förderung der befristeten Beschäftigung, 

Änderung des Kündigungsschutzes, 

Reduzierung der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, 

Beschleunigung des Verfahrens des Interessenausgleichs14 

 

Dieser Trend wurde im Laufe der 90er Jahre in Deutschland verstärkt. In ihm 
steckt gleichzeitig eine neue Logik (vgl. Streeck 1996), der Wechsel von der Form 
des Gesetzes zur Form des Vertrages. Hinsichtlich einer betriebsnahen Regelung der 
Arbeitszeit konzentrieren sich überbetriebliche Vereinbarungen zunächst auf die Re-
gulierung prozeduraler Fragen, während die Regelung inhaltlicher Fragen wie zum 
Beispiel Dauer und Lage der Arbeitszeit sowie Lohnfestsetzung und Lohnhöhe zu-
nehmend in die Betriebe verlagert wird. Die Sozialpartner können nunmehr in einem 
Tarifvertrag oder in einer Betriebsvereinbarung aufgrund eines Tarifvertrags vom 
Gesetz abweichende Regelungen wie z.B. die Festlegung eines längeren Ausgleich-
zeitraums, kürzere Mindestruhezeiten oder eine Teilung der Ruhepausen vereinbaren. 
Gewerkschaftliche Zugeständnisse erklären sich aus den besonderen Schwierigkeiten 
der deutschen Vereinigung. Hinzu kommt, daß das tarifliche Regelungswerk zur Ar-
beitszeit in wichtigen Bereichen lückenhaft ist (Nacht- und Schichtarbeit sowie Wo-
chenendarbeit) und dadurch mehr Spielraum bei der betrieblichen Umsetzung eröff-
net. Im Zusammenhang mit der zunehmenden Praxis des Freizeitausgleichs bei der 
Arbeitszeitverkürzung werden auf Betriebsebene zahlreiche Zeitkonten eingerichtet. 
Eine Studie von Lehndorff/Lindecke (1997) betont aber die Schwierigkeit der Betrie-
be, diese angesparte Zeit abzubauen. Solche Fragen bleiben sehr unternehmens- bzw. 
betriebsspezifisch. Es besteht aus diesem Grunde ein größerer Gestaltungspielraum 
bei der betrieblichen Arbeitszeitorganisation, da viele Fragen immer mehr innerhalb 
                                                           
13  Es ist darauf hinzuweisen, daß eine Wochenendarbeitsregelung in Frankreich bereits im Jahre 

1987 eingeführt wurde. Wochenendarbeit ist demnach wie in Deutschland nicht mehr aus 
technischen, sondern aus wirtschaftlichen Gründen möglich. Sie muß aber durch einen allge-
meinverbindlich erklärten Tarifvertrag  oder einen Firmentarifvertrag vorgesehen werden 
(C.trav. art. L. 221-10). 

14   Die Änderung des Betriebsverfassungsgesetzes führte dazu, daß die Verhandlungsdauer im 
Betrieb im Falle von Betriebsänderungen nun auf eine maximale Dauer von drei Monaten be-
schränkt wurde. 
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des Betriebs gehandhabt und geregelt werden (vgl. Bispinck et al. 1996b: 125 & 
Klenner/Ochs/Seifert 1997: 583). Parallel dazu erfolgten in einzelnen Unternehmen 
mit Sicht auf die Arbeitsplatzsicherung temporäre Arbeitszeitverkürzungen. Die 
Volkswagen AG spielte in diesem Zusammenhang eine Vorreiterrolle, indem sie die 
“Vier-Tage-Woche” bzw. die “28,8-Stunden-Woche” einführte. Diese temporären 
Arbeitszeitverkürzungen wurden jedoch ohne Lohnausgleich abgeschlossen (vgl. 
Rosdücher/Seifert 1996: 7ff.). 

So unterscheiden sich diese betriebsbezogenen, ‘temporären Arbeitszeitverkür-
zungen’ in Deutschland von den traditionellen Arbeitszeitverkürzungen, die bisher 
das deutsche Modell gekennzeichnet haben: Sie sind zeitlich begrenzt. Und das Aus-
maß der Arbeitszeitverkürzung ist größer, es reicht nämlich von 6 bis 20% oder er-
reicht bis zu acht Stunden in der Woche. Zudem sind die Arbeitszeitverkürzungen mit 
Entgeltverlusten verbunden. Obwohl die Verkürzung der Arbeitszeit bei Volkswagen 
und im Bergbau für alle Beschäftigten verbindlich wurde, eröffneten andere Verein-
barungen die Möglichkeit, diese Verkürzung individuell zu vereinbaren. Das Mana-
gement und die Interessenvertretung der Beschäftigten verfügen damit über die Frei-
heit, in Krisenzeiten die Arbeit auf der Basis von Solidarhandeln umzuverteilen, statt 
Beschäftigte zu entlassen (vgl. Rosdücher/Seifert 1996: 7ff.). 

 Frankreich 

Das Auroux-Gesetz hat einen wichtigen Schub für die Flexibilisierung der Ar-
beitszeit bedeutet. Den Unternehmen wurde die Möglichkeit eröffnet, direkt per Fir-
mentarifvertrag von der gesetzlichen oder der tariflich festgelegten Dauer der Ar-
beitszeit und der Wochenendschicht abzuweichen sowie andere Möglichkeiten der 
Flexibilisierung einzuführen. Dadurch können die Verhandlungsparteien schlechtere 
Bestimmungen als im Gesetz vorgeschrieben festlegen, die aber wiederum besonde-
ren Verfahrensbedingungen wie dem allgemeinverbindlich erklärten Branchentarif-
vertrag oder dem Firmentarifvertrag mit einem unabdingbaren Oppositionsrecht un-
terliegen. Seit 1982 hat die Anzahl solcher von der Gesetzesnorm abweichenden Ab-
kommen zugenommen (vgl. Supiot 1994: 174). Damit zeichnet sich durch das Gesetz 
von 1982 eine Ausdifferenzierung der Arbeitszeitdauer ab, deren Umverteilung und 
Ausgestaltungsmodi sowohl auf individueller als auch auf kollektiver Basis gehand-
habt werden können. Diese abweichende Aushandlung hat die traditionelle Hierarchie 
der Normen in Frage gestellt (vgl. Commissariat Général au plan 1997: 127ff.). 

Mit dem Delebarre-Gesetz vom 26. Februar 1986 und vor allem mit dem Segu-
in-Gesetz 1987 wurden die Möglichkeiten auf dem Verhandlungswege Abweichun-
gen festzulegen, erweitert. Diese zahlreichen Abweichungsmöglichkeiten machten 
die Betriebsebene bzw. die einzelvertragliche Ebene zu einer vollwertigen Verhand-
lungs- und Regelungsebene. Die Ausweitung der unregelmäßigen Beschäftigung in 
Form von Teilzeitarbeit durch Branchen- oder Firmentarifverträge bildete die Mög-
lichkeit zur jährlichen Arbeitszeitflexibilisierung. Zudem wurde die Überprüfung der 
aus wirtschaftlichen Gründen stattfindenden Entlassungen abgeschafft. Im Rahmen 
des Gesetzes vom Dezember 1992 über Teilzeitarbeit und den progressiven Vorruhe-
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stand wurde dann die Ausgestaltung der Arbeitszeit auf Basis des Einzelarbeitsver-
trags gestärkt. Das Fünfjahresgesetz 1993 hat vor allem durch die Einführung der 
jährlichen Teilzeitarbeit die Veränderung der Modalitäten für die Gestaltung von 
Normen verändert, indem diese nicht mehr dem Abschluß eines abweichenden Tarif-
abkommens unterliegt, sondern direkt durch den Einzelarbeitsvertrag ausgestaltet 
werden kann (vgl. Commissariat Général au plan 1997: 127ff.). 15 

Die Anzahl der Branchenabkommen im Bereich Arbeitszeit ist in den 80er und 
90er Jahren erheblich zurückgegangen. Ende 1997 wurde nach Umsetzung des be-
rufsübergreifenden Abkommens vom 31.10.1995 festgestellt, daß in den 128 Bran-
chen mit mehr als 10.000 Beschäftigten nur 31 Vereinbarungen abgeschlossen wur-
den (DARES/DP/INSEE 1997: 102). Hingegen wurden 1990 40 Tarifverträge, darun-
ter 34 landesweit gültige, abgeschlossen, die sich mit der Arbeitszeit befaßten (vgl. 
Boulin et al. 1993: 56). Im Gegenzug hat die Zahl der Firmentarifverträge zugenom-
men. Innerhalb 14 Jahren hat sie sich um den Faktor 4,5 vermehrt. Zwischen 1982 
und 1996 ist ein kontinuierlicher Anstieg zu verzeichnen. In diesem Zeitraum ist de-
ren Anzahl von 900 auf 4.000 gestiegen (vgl. DARES/DP/INSEE 1997: 102). 1990 
wurden 2.500 Firmentarifverträge über die Arbeitszeitgestaltung abgeschlossen (vgl. 
Boulin et al. 1993: 58ff.). Daraus folgt, daß die Branche als Verhandlungsebene für 
Tarifverträge und als Regulierungsrahmen an Bedeutung verloren hat (vgl. hierzu 
Lasserre 1995: 277). Die Schwäche dieser Regelungsebene hat damit über die letzten 
Jahren die Aufwertung der Betriebsebene in Frankreich begünstigt. 

 Vergleichendes Fazit: Entstehung neuer Regelungstypen 

Durch zahlreiche rechtliche Veränderungen wird in beiden Ländern die Ten-
denz, Arbeitszeitregelungen in die Betriebe zu verlegen, gefördert. Die Veränderung 
der Regulierungsverfahren in beiden Ländern verläuft in unterschiedliche Richtun-
gen. In Deutschland kann man von einer „kontrollierten Dezentralisierung des Tarif-
vertragssystems” (Streeck) bei der Arbeitszeitregulierung sprechen. Hingegen ist die-
se Veränderung in Frankreich unternehmensspezifischer und unterliegt dadurch stär-
keren Kontingenzen. Im Rahmen dieser betrieblichen Regulierung der Arbeitszeitfra-
gen besteht in beiden Ländern ein Trend zur Verlagerung der Arbeitszeitfragen auf 
die einzelvertragliche Ebene. Daraus folgt, daß man in beiden Ländern nicht nur von 
einer Deregulierung, sondern auch von einer Re-Regulierung der Arbeitszeit sprechen 
kann. Im Vergleich zu Frankreich, wo steuerliche und finanzielle Anreize den ver-
schiedenen Arbeitszeitverkürzungen im Betrieb zugrunde liegen, wurden solche An-
reize in Deutschland kaum angeboten. Im Gegensatz zu Deutschland wurde die Ver-
kürzung der Arbeitszeit in Frankreich vor allem durch die Förderung bzw. den Ein-
satz von Teilzeitarbeit auf Betriebsebene erreicht (vgl. Commissariat Général au plan 
                                                           
15  Das Arbeitsministerium hat die Tarifpartner dazu veranlaßt, eine Berechnung der Arbeitszeit 

auf Jahresbasis in den Tarifverträgen einzuführen. Am 31.12.1995 wurden nur 5 unter den 
126 angefragten Branchen gezählt, die die Arbeitszeit auf Jahresbasis berechnete. Hingegen 
hat diese Möglichkeit größeren Erfolg auf Unternehmensebene gehabt, wo bereits 68 Verein-
barungen darüber abgeschlossen wurden (vgl. Commissariat Général du Plan 1997: 160). 
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1997: 13). 1995 ermöglichte die Förderung der Teilzeitarbeit durch die Senkung der 
Sozialabgaben 100.000 Arbeitgebern 216.000 Einstellungen gegenüber 183.000 im 
Jahre 1993 (Commissariat Général au Plan 1997: 151). Diese Arbeitszeitverkürzung 
und die damit verbundene Flexibilisierung der Arbeitszeit wurde nicht kontinuierlich 
auf tariflicher Ebene ausgestaltet, sondern direkt auf Betriebsebene. Die Frage des 
Lohnausgleichs wurde dementsprechend auch auf Betriebsebene geregelt. Ging es in 
den 80er Jahren in Deutschland um eine Logik der Arbeitszeitverkürzung, so in 
Frankreich um eine Logik der Arbeitszeitflexibilisierung (vgl. Boulin et al. 1993). In 
beiden Ländern werden den Unternehmen immer mehr Möglichkeiten gegeben, ihre 
Arbeitszeit an die betrieblichen Anforderungen anzupassen, und dabei von gesetzli-
chen und/oder tariflichen Bestimmungen abzuweichen. Das zentrale Novum besteht 
in beiden Ländern darin, daß die Gestaltungskorridore tendenziell durchlässig wer-
den. Hinter dieser Deregulierung von Arbeitszeitfragen stehen nicht mehr, wie in der 
Vergangenheit, konjunkturelle Prozesse; ihr sind vielmehr Strukturveränderungen in-
härent. 

4.  Herausforderungen für das System der industriellen Beziehungen 

Die Dezentralisierung bzw. die «Verbetrieblichung» der Arbeitszeitfragen und 
deren neue Regulierungsformen wirft zugleich die Frage auf, wie die Arbeitszeitpoli-
tik auf das System industrieller Beziehungen einwirkt. Hier geht es sowohl um die 
Beziehungen zwischen überbetrieblicher und betrieblicher Interessenvertretung der 
Beschäftigten als auch um die zwischen der betrieblichen Interessenvertretung und 
den Beschäftigten.16 

4.1  Deutschland: Das stabile Modell im Übergang  

Bei den durch die IG-Metall abgeschlossenen Tarifverträgen zur Verkürzung und 
Flexibilisierung der Arbeitszeit wurden den Betriebsräten neue Aufgaben zugewiesen. 
Diese Regelungskompetenz stellt für Betriebsräte eine neue Herausforderung dar. Sie 
wirken aktiv bei der Ausgestaltung betrieblicher Arbeitszeitmodelle mit. Das bedeutet, 
daß dabei den Betriebsparteien immer mehr Regelungsmacht überlassen wird. Damit 
stellt sich auch die Frage, wieviel Gestaltungsspielraum die Gewerkschaften den Be-
triebsparteien überlassen sollten, da ein Machtverlust der Gewerkschaften droht. 

Zudem zeigt die Diskussion um den Flächentarifvertrag, daß dieser unter den 
heutigen wirtschaftlichen Bedingungen - massiver Abbau von Arbeitsplätzen und Ar-
beitslosigkeit - als traditionelles Regulierungsinstrument gefährdet ist. Ein “tarifwid-
riges Verhalten tarifgebundener Unternehmen” nimmt zu. Die Verbandsaustritte stei-
gen und in den neuen Ländern zeichnet sich der Trend ab, daß nur ein geringer Teil 
der Betriebe Mitglied in einem Arbeitgeberverband ist (vgl. Bispinck et al. 1996b: 
39). Trotz der steigenden Anzahl von Firmentarifverträgen mit verbandsfreien Unter-
nehmen bleibt deren gesamtwirtschaftliche Bedeutung derzeit jedoch noch gering, 
                                                           
16  Der vorliegende Beitrag läßt einen weiteren wichtigen Aspekt außer Acht: die neu gebildeten 

Verhältnisse unter den Beschäftigten selbst. 
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weil sich die Unternehmen meistens an den tariflichen Standards orientieren (vgl. 
Bispinck 1997: 552). 

Bei der Aufwertung der Betriebsebene scheinen sich die Grundstrukturen zu än-
dern: Der Betriebsrat kann nunmehr Regelungen aushandeln, die ungünstiger als die 
im Tarifvertrag geltenden Regelungen sind. Diese Aufwertung der Rolle des Be-
triebsrates im Betrieb wird um so wichtiger als neue arbeitsorganisatorische Konzepte 
bei gleichzeitiger Ausdifferenzierung der Arbeitszeiten im Betrieb eingeführt werden. 
Zudem müssen die konkreten Jahresarbeitszeitmodelle an die Bedürfnisse bestimmter 
Betriebe und Belegschaften angepaßt werden. Bei der Einführung flexibler und indi-
vidueller Arbeitszeiten (Jahresarbeitszeiten, Gleitzeit, Freizeitausgleich im Falle der 
Leistung von Überstunden) werden die Interessenvertreter der Beschäftigten bei der 
Ausgestaltung der Arbeitszeit mit neuen Herausforderungen konfrontiert. Die zu-
nehmende Ausdifferenzierung der Arbeitszeiten kann mit einer gewissen abnehmen-
den Transparenz der Arbeitszeiten und hiermit einem Verlust von Kontrollmöglich-
keiten seitens des Betriebsrats einhergehen. Diese neuen differenzierten Arbeitszeit-
modelle können auch eine Machtverschiebung zugunsten der Unternehmer bewirken 
(vgl. Bosch 1996b: 8). 

Damit stellen die neu eröffneten betrieblichen Spielräume bei der Arbeitszeit-
gestaltung eine “erhebliche zusätzliche Belastung für die betriebliche Interessenver-
tretung” dar (vgl. Bispinck et al. 1996b: 125). Es besteht die Gefahr, daß Betriebs- 
und Personalräte überfordert sind und “einbrechen”, wo der Arbeitgeberdruck stärker 
und ihre Gegenwehr schwächer ist, das heißt insbesondere bei der Wochenendarbeit 
(vgl. Bispinck et al. 1996b: 125). Streeck (1996: 14) sieht als Konsequenz der immer 
komplizierter werdenden Unternehmensstrukturen, daß die tatsächliche Mitbestim-
mung im einzelnen Unternehmen zunehmend auf ‘vertraglichem oder quasi-
vertraglichem Weg’ geregelt wird. Es folgt, daß in der Praxis Gewerkschaft und Un-
ternehmen sich so verhalten könnten, als hätten sie eine gesetzliche “Öffnungs-
klausel” für unternehmensbezogene Detailregelungen auszufüllen. Es bleibt aber un-
klar, inwiefern der Betriebsrat dabei Forderungen ohne Arbeitskampfmittel durchset-
zen kann. Rosdücher/Seifert (1996) äußern sich in diesem Zusammenhang eher posi-
tiv. Ihrer Ansicht nach werden die neuen Formen von Arbeitszeitverkürzung in 
Deutschland das Modell der wöchentlichen Arbeitszeitverkürzung der 80er Jahre in 
keinem Fall ersetzen, sondern nur vervollständigen können. Bosch (1996a & 1996b: 
8ff.) sieht bei dem zunehmenden Abschluß von Firmentarifverträgen über flexible 
Arbeitszeiten die Notwendigkeit einer Interessenvertretung der Beschäftigten sowohl 
auf zentraler als auch auf lokaler Ebene. Eine durchsetzungsfähige Interessenvertre-
tung der Beschäftigten in den Betriebsverhandlungen wäre für die Absicherung der 
Beschäftigteninteressen wichtig . 

Historisch gesehen verweist das deutsche System mit einem aktuellen gewerk-
schaftlichen Organisationsgrad von 32% sowie einer relativ niedrigen Anzahl von 
Arbeitskämpfen nicht nur auf eine relativ hohe Stabilität; vielmehr ist es stärker ent-
politisiert. Konflikte werden dadurch entschärft, daß sie von den DGB-
Gewerkschaften und durch die einzige Instanz im Betrieb, den Betriebsrat, der häufig 
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durch den DGB gebildet wird, in die Hand genommen werden. Das Gewerkschafts-
spektrum in Deutschland ist durch die DGB-Gewerkschaften monopolisiert. Andere 
Gewerkschaften spielen in diesem Gefüge nur eine untergeordnete Rolle. 

4.2  Frankreich: Das System der industriellen Beziehungen in der Erosionsspirale  

Den institutionellen Rahmenbedingungen in Frankreich liegen strukturelle Un-
gewißheiten zugrunde. Das System hat infolge der Vielzahl der Aushandlungsinstan-
zen und der eingebauten Regelungsunsicherheit seine institutionelle Verbindlichkeit 
verloren. Die Unterschiedlichkeit der Machtgewichte und Interessen findet im Betrieb 
ihr Abbild in der Vielfalt der Institutionen, die in ganz fragmentierter Art und Weise 
in dem Prozeß der Arbeitszeitregulierung Beteiligung finden. Die Interessenvertreter 
werden aus unterschiedlichen Arenen bzw. Institutionen rekrutiert. Sie weisen unter-
schiedliche Kompetenzen vor und verfügen zugleich über unterschiedliche Informati-
ons- und Kommunikationsrechte, so daß man von 'fragmentierter Institutionsstruktur' 
reden kann. In Frankreich fehlen dem institutionellen Gerüst strukturelle Eckpfeiler. 
Es folgt, daß sich die Macht- und Interessendifferenzen in dem realen Feld, dem Be-
trieb, in den verschiedenen Institutionen unterschiedlich widerspiegeln. So verdeut-
licht eine Studie von Coutrot/Fakhfakh (1997: 36ff.), daß die Verschiebung der Ver-
handlungen über Arbeitszeiten auf die Betriebsebene zur Veränderung der Verhand-
lungsgegenstände führte. Während Fragen der Arbeitszeit und Fragen der Arbeitsbe-
dingungen sowie der Berufsbildung isoliert werden, werden Entgeltfragen eher zu-
sammen mit Beschäftigungsaspekten behandelt.17 

Zudem befinden sich die Gewerkschaften gegenwärtig in einem weitgehenden 
Restrukturierungs- und Modernisierungsprozeß. Sie leiden unter starkem Mitglieder-
verlust. Die Gründe liegen gewiß auch in der historischen Zersplitterung der französi-
schen Gewerkschaften. Der Organisationsgrad bewegt sich in den meisten Bereichen 
zwischen 2 und 10% und ist damit der niedrigste aller OECD-Länder. Vor allem aber 
wirkt der Staat als regulierender Akteur paradoxerweise kontra-produktiv auf die 
Stellung der Gewerkschaften ein. Durch seine wiederholten Interventionen schwächt 
der Staat die Gewerkschaften kontinuierlich in ihrer Organisationsfähigkeit und in ih-
rer Verhandlungs- sowie Umsetzungskompetenz. Es folgt, daß Gewerkschaften Legi-
timitätsverluste gegenüber ihren potentiellen Mitglieder erleiden (vgl. Streeck 1979: 
244ff.). 

In ähnlicher Weise erklärt Visser (1997), daß sich die Systeme industrieller Be-
ziehungen in allen kapitalistischen Ökonomien vor den gleichen Herausforderungen 
befinden und nur aufgrund ihrer nationalen Konfiguration in unterschiedlicher Weise 
darauf reagieren. In Anschluß an die institutionalistische Sichtweise (vgl. hierzu Lo-
cke/Thelen 1995; Locke/Kochan/Piore 1995) sieht er in der Zahl der Beschäftigten, 
der ökonomischen Konzentration und der gesellschaftspolitischen Homogenität (poli-
tische Einflüsse) wichtige Erklärungsfaktoren für die unterschiedlichen gewerkschaft-

                                                           
17  Diese Ergebnisse wurden im Rahmen einer empirischen Untersuchung, die 1992 in französi-

schen Betrieben durchgeführt wurde, ermittelt. 
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lichen Organisationsgrade in diesen Ländern. Die Richtung der Entwicklungsschritte 
ist von den historisch geprägten Bedingungen abhängig. Das französische System in-
dustrieller Beziehungen ist instabil. Dies drückt sich in dem Organisationsgrad aus. 
Die Gewerkschaften in Frankreich sind schon von der Zahl her nicht repräsentativ. 
Auch wenn der Staat es nicht wollte, ist er gezwungen, im Sinne einer “funktionalen 
Äquivalenz” Regelungsmacht auszuüben und untergräbt damit zwangsläufig die Rol-
le der Gewerkschaften. Diese Dynamik setzt sich fort: Das System schwächt sich lau-
fend selber. 

Auf diese Weise ist eine “Erosionsspirale” im System industrieller Beziehungen 
wirksam. Dies spiegelt sich im Rückgang der gewählten gewerkschaftszugehörigen 
Betriebsausschußmitglieder sowie in der Abnahme der Wahlbeteiligung wider. Nach 
Meinungsumfragen sind sie Gegenstand eines großen Vertrauensbruchs (über 50% 
im Durchschnitt). Außerdem zeigt die Entstehung neuer gewerkschaftlicher Bewe-
gungen, die sich als “apolitisch” bezeichnen, deutlich, vor welchen politischen, sozio-
kulturellen und strukturellen Herausforderungen die französischen Gewerkschaften 
heutzutage stehen (vgl. Boulin 1996: 130ff., Heidenreich 1997: 317). 

Ein weiteres Zeichen für diese tendenzielle Erosion der industriellen Beziehun-
gen drückt sich in der starken Zunahme von “atypischen Vereinbarungen” aus. Einge-
führt durch das Fünfjahresgesetz vom 20.12.1993, ermöglicht dieses Verfahren, daß 
auch in Betrieben ohne gewerkschaftliche Delegierte Firmentarifverträge durch Be-
schäftigte ausgehandelt bzw. abgeschlossen werden können. Diese Beschäftigten 
können gewählte Mitglieder aus dem Betriebsausschuß (Comité d' entreprise) oder 
aus der Belegschaftsinteressenvertretung (Délégués du personnel) sowie einfache Be-
schäftigte sein. Entscheidend ist nur, daß sie von einer überbetrieblichen gewerk-
schaftlichen Organisation eine Verhandlungsvollmacht erhalten. Diese institutionelle 
Veränderung wurde im Rahmen des Fünjahresgesetzes eingeführt, um die Schwäche 
der Gewerkschaften zu kompensieren. Im Rahmen des Robien-Gesetzes, das den Ar-
beitgebern eine Senkung der Sozialabgaben ermöglicht, wenn sie die betriebliche kol-
lektive Arbeitszeit verkürzen, wurden Ende 1997 34% der abgeschlossenen Vereinba-
rungen durch Beschäftigte mit gewerkschaftlichen Mandaten - vor allem durch die 
CFDT und die CFTC - unterschrieben (vgl. Le Corre/Doisneau 1998: 1-8). 

5.  Resümee: Arbeitszeitregulierung im Spannungsverhältnis von Konvergenz 
und Divergenz 

Im vorliegenden Aufsatz wurde die These entwickelt, daß das “deutsche Sys-
tem” aus historischen Gründen durch den Einfluß starker Einheitsgewerkschaften ge-
prägt und durch diese monopolisiert ist. Dadurch hat die Aushandlung von Arbeits-
zeitregelungen bisher, so flexibel sie gehandhabt wurde, in einem stabilen Rahmen 
stattfinden können. Gerade die Stabilität des Systems der Arbeitsbeziehungen ermög-
lichte dessen Anpassungsfähigkeit, mit der auf die Veränderungen der Rahmenbedin-
gungen reagiert wird. Das System der Arbeitsbeziehungen in Frankreich und insbe-
sondere der Modus der Ausgestaltung der Arbeitszeit ist demgegenüber “stabil in der 
Instabilität“. Dies liegt in der Rolle des Staates begründet, der einspringt, um die 
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strukturelle Schwäche des französischen Verhandlungssystems pragmatisch zu kom-
pensieren (“funktionale Äquivalenz”). Dieses Substitut, das darauf abzielte, Verhand-
lungen über Arbeitszeit zu fördern, schwächt paradoxerweise das System der Ar-
beitszeitverhandlungen. Während in Frankreich versucht wird, Stabilität und Rege-
lungsgewißheit herzustellen, wie sie im deutschen Modell in umfassendem Maße seit 
jeher bestehen, geht die Entwicklung der Arbeitszeitregulierung in Deutschland 
strukturell in die entgegengesetzte Richtung, nämlich hin zur Flexibilisierung und 
Partialisierung. In Deutschland zeichnet sich durch die neu verabschiedeten gesetzli-
chen Regelungen sowie tariflichen "Öffnungsklauseln" der Trend einer weitgehenden 
Delegierung der Aushandlung von Arbeitszeitfragen an die Betriebsparteien und mit-
hin der Dezentralisierung der Arbeitszeitgestaltung ab (vgl. Gutzeit 1996: 106ff., 
Bispinck et al. 1996b: 113ff.). Dabei behält das deutsche System der industriellen 
Beziehungen weitgehend seine Eigenschaften, die es bisher ausgezeichnet haben, 
nämlich Stabilität, Koordiniertheit, Eindeutigkeit der Befugnisse der Akteure, Kom-
promißoffenheit und konstruktive Transparenz bei.  
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